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Bayerischer Landtag 

2. Legislaturperiode 
Tagung 1952/53 

Beilage 3861 
(Vergl. Beilagen 3673, 3792, 3794) 

Beschluß 

Der Bayerische Landtag 
an die 

Bayerische Staatsregierung 
und an den 

Bayerischen Senat 

Der Landtag hat i.iber .den 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und . 
· Ergänzung des Besoldungs1·ecltts (Beilag·e 3643) 

in seiner heutigen öffentlichen Sitzung Beratung 
gepflog·en und beschlossen: 

Gese~ 
zur Änderung ünd Erg·änzung des Besoldungsrechts 

Art. 1 

Das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 1927 
(RGBL I S. 349) in der nach Art. 1 Abs. 1 des Be­
soldungsangleichungsgesetzes vom 27. März t 939 
(GVBI. S. 59) für die· Landesbeamten geltenden 
Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 5 erhält folgenden Absatz 8: 
„(8) Das Besoldungsdienstalter in der -Be­

soldungsgruppe A 8 a beginnt friihestens mit 
der Vollendung des 26. Lebensjahres." 

2. § 7 Abs. 1 erhält folgenden Zusatz: 
„§ 5 Abs. 8 findet Anwendung." 

3. Im § 7 Abs. 5 werden in Satz 1 nach .den 
Worten „aus der Besoldungsgruppe A .10 a in 
die Besoldungsgruppe A 8 a höchstens um 
4 Jahre" die Worte „mit den sich aus § 5 
Ahs. 8 und § 7 Abs. 1 letzter Satz ergehenden 
Einschränkungen" eingefügt. 

4. Im § 9 Abs. 3 erhält Satz 1 folgende Fassung: 
„Ledig·e Beamte, die .auf Grund dienstlicher 

Verpflichtung in Gemeüischaftsunterkunft 
wohnen, erhalten keinen Wolmungsgeld­
zuschuß." 

5. Im § 14 werden in Abs. 3 Sat~ 1 Nummer 2 
und in Abs. 4 die Worte „mindestens monat­
lich vierzig Reichsmark" ersetzt durch „mehr 
als monatlich fünfundsiebzig Deutsche Mark." 

6. § 14 Abs. 3 erhält folgenden Zusatz: 
„Entsprechendes gilt für Verzögerung·en in­

folge nationalsozialistischer Verfolgungs- oder 
U nterdrückungsmaßnahmen sowie für Ver­
zögerungen, die infolge der Verhältnisse .der 
Kriegs- und Nachkriegszeit ohne einen von 
den Beteiligten ·zu vertretenden Umstand ein­
g·etreten sind," 
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Art. 2 

Die Besoldungsordüung für die planmäßigen 
Beamten der bayerischen Staatsverwaltung - An­
lage t zum Besoldungsangleichungsgesetz vom 
27. März 1939 (GVBL S. 59) in der Fassung der 
Bekanntmachuug vom 13. Oktober 1944 {GVBJ. 
S. 13:~) - wird -wie folgt geändert: 

Es ist einzufügen als BesGr. A 4 a 2 
3 300 - 3 550 - 3 800 - 4 050 - 4 300 - 4 500 
4 700 - 4 950 - 5 200 - 5 500 - 5 800 DM. 

·w ohnungsgeldzuschuß: 
V in der ersten Dienstaltersstufe 

IV von der zweiten Dienstall:ersstufe an Lehrer und 
Oberlehrer an Hilfsschulen1). 

Art. 3 

Die Aufstellung der Diätensätze in der Diäten­
ordnung für die außerplanmäßigen Beamten - An­
lage 3 zum Besoldungsangleichungsgesetz vom 
27. März 1939 (GVBI. S. 59) - erhält folgende 
Fassung: 

Beamte, die ihre erste 
planmäßige Anstel- im l. und im3. uncl hn ö. lung finden oder bei 2. Diäten- 4. Diäten- Diäten-einer regelmäßig ver- dienstjnhr dienstj1ihr dienstjnhr lnulenclen Diensilaul-

bahn finden würden, 
in Besoldungsgruppe DM DM DM 

A 2 c 2 4320.- 4560.- wie im 
A 4b 2 2 700.- 2850.- 3. und4. 
A 4c 2 2520.- 2 660.- Diäten-
A 5b 2160.- 2280.- dienst-
A 8a 1900.- 2 000.- jahr 
A 10b 1560.- 1..650.-

Art. 4 

(1) Die planmäfüg·en und nichtplannüiß.igen Be­
amten sowie die Beamtenanwärter, Ver;v-altung·s­
lehrlinge und Fachschüler, die am 15. Juni 1952 im 
Dienste des bayerischen Staates standen und für 
den Monat Juni 1952 Dienstbezüge erhielten, er­
halten für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 
1952 eine einmalige, nicht ruheg·ehaltfähige Aus­
gleid1szahlung in Höhe von 50 v. H. der für den 
Monat Juni 1952 zustehenden Dienstbezüge. 

(2) Die Ausgleichszahlung ist von folgenden Be­
soldungsbestandteilen der für den Monat Juni 1952 
zustehenden Bezüge zu berechnen: 

a) Grundgehalt (Diäten oder Vergütungen), 
b) W ohnungsgeldzuschuß, 
c) Kinderzuschlag, 
d) Zulage und besonderer Zuschlag nach § 1 des 

Gesetzes über die Gewährung von Zulagen 
an .die Beani'.ten und Versorgungsempfänger 
des bayer. Staates vom 20. November 1951 
(GVBI. S. 223), 

e) Stellenzulagen, soweit sie in der Bayer . .Be­
soldungsordnung in der Fassung der Bekaunt­
machung vom 13. Oktober 1944 (GVBJ. 

1) Lehrer au Rilfäschulen erhalten mit Eri,eichung der 
Erndo;.tufe den Titd Oberlehrer. 
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S. 133 ff.) und in der Reichsbesoldungsord­
nung vom 30. März 1943 (RGBl. I S. 189, 
RBB. S. 74), vorgeschrieben sind, 

f) gesetzlich festgelegie Ausgleichszulagen, 

g) Uuierhaltszuschüsse und Vergütungen fiir Be­
amtenanwärter, 

h) Unterhaltsbeihilfen für Verwaltungslehrlinge 
und Fachschüler. · 

(3) Beamte und Beamtena1nvärter, Verwaltungs­
Jchrling·e und Fachschüler, 

a) die erst nach dem 1. Januar 1952 ernannt oder 
in den haverischen Staatsdienst übernommen 
worden si;1cl, 

b) deren Dienstverhältnis von vorneherein be­
fristet ist und nicht während des ganzen 
Jahres 1952 besteht, 

c) die am 15. Juni 1952 ohne Dienstbezüge be-
11rlaubi waren, 

erhalten die Ausgleichszahlung anteilig nur für die­
jenigeu Mouaie des Jahres 1952, für die sie Dienst­
bezüge erhalten oder erhalten haben. Hierbei sind 
Bruchteile eines Monais als volle Monate zu rechnen. 

(4) Vorstehende Besümmungen g·elten entspre­
chend fiir die Beziige, die den Angehörigen von 
krieg·sg·efang·enen Beamteu auf Grund des S 2 Abs. 1 
des Gesetzes vmn 27. Juli 1950 (GVBli S. 109) in 
der Fassung des Gesetzes vom 15. Januar 1952 
(CVBI. S. 14) g·ezahlt werden und fiir staatliche Lei-

stungen, die sich nach den Dienstbezügen der Be­
amten bemessen. 

(5) Die nach der Bekanntmachung des bayer. 
Staatsministeriums der Finanzen vom 17. Juni 1952 
Nr. I 67 949 - Cg 458 i (StAnz. Nr. 25) geleisteten 
Vorschüsse sind auf vorstehende Ausgleichszahlun% 
anzurechnen. 

Art. 5 

Soweit auf Grund Verbots der Milifärregiernng 
Dienstbezüge nicht gezahlt worden sind, we1·dein 
Nachzahlungen für die Zeit vor dem L November 
1949 nicht geleistet. 

.Art. 6 

.Das Staatsministerium der Finanzen erläßt die 
zur Ausführung erforder liehen Vorschriften. 

Art. 7 

Das Gesetz tritt am 1. Aug·ust 1952 m K.Fafi, 
Art. 2 jedoch am 1. April 1951. 

München , den 10. Februar 1953 

Der Präsident: 111 

(gez.) Dr. Hundhammer 

Der Schriftführer: 
(gez.) Zita Zeh 11 er-


